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AWO zum Koalitionsvertrag

Wir brauchen ein soziales Deutschland

Berlin, 28. November 2013. „Der Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD ist die

Grundlage für unsere fachliche Einschätzung. Entscheidend ist, ob die sozialen Missstände

in unserer Gesellschaft konsequent angegangen werden“, erklärt AWO Bundesvorsitzende

Wolfgang Stadler. Klar ist: „Für eine sozial gerechte Gesellschaft brauchen wir dringend

Investitionen ins Soziale“, ergänzt Stadler.

Deshalb sind die anberaumten Ausgaben in Höhe von 40 Milliarden zu begrüßen, gleichwohl

deren Finanzierung nachdenklich stimmt. Insbesondere die Kostendeckung von 23 Milliarden Euro

aus den Sozialversicherungen ist bedenklich. „Wenn man nachhaltige Sozialpolitik machen und

die dringend notwendigen Investitionen solide finanzieren will, wird man um Steuererhöhungen für

die obersten Prozent der Gesellschaft nicht umhin kommen“, führt der Bundesvorsitzende aus. Vor

allem fehlen konkrete Vorschläge wie die Arbeit in den Kommunen gestärkt wird. Die

abschließende Bewertung des vorgelegten Koalitionsvertrages für die 18. Legislaturperiode erfolgt

nach den fachlichen Positionen der Arbeiterwohlfahrt. Der angelegte Maßstab ist der AWO

Forderungskatalog, der 20 zusammengefasste zentrale Forderungen umfasst. Zu einigen

Bereichen sind bereits jetzt erste Tendenzen auszumachen.

 Hier die 20 Forderungen der Arbeiterwohlfahrt an die Bundespolitik in der 18. 

Legislaturperiode
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